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Beratung rund um das Geld

Liquiditätskrise und Steuerzahlungen

Die Erzeugerpreise befinden sich 
derzeit auf einem Tiefpunkt. Vie-
len Veredelungsbetrieben steht 
das Wasser bis zum Hals. Wenn in 
diesen liquiditätsknappen Zeiten 
„unerwartet“ Einkommensteuer-
bescheide für vergangene Jahre 
eingehen, in denen die Einkünf-
te noch hoch waren, ist die Liqui-
ditätsreserve nicht mehr ausrei-
chend, um allen steuerlichen Ver-
pflichtungen nachkommen zu kön-
nen. 

Der Einkommensteuerbescheid 
ist eindeutig: Die Abschlusszah-
lung (Nachzahlung) ist einen Mo-
nat nach Bekanntgabe des Steuer-
bescheides fällig. Zu diesem Zeit-
punkt kommt es aufgrund der 
fehlenden Liquidität nicht selten 
vor, dass der Landwirt nicht in der 
Lage ist, seinen steuerlichen Ver-
pflichtungen nachzukommen. 
Wird nichts unternommen, droht 
das Vollstreckungsverfahren. In je-
dem Fall fallen Säumniszuschläge 
in Höhe von 1 % für jeden ange-
fangenen Monat an, den die Steu-
ern zu spät gezahlt werden.

Letztlich ist das Finanzamt kein 
Gläubiger dritter Klasse und ver-
pflichtet, die festgesetzten Steu-
ern und Abgaben bei allen Bürgern 
gleichmäßig zu erheben. Das nach-
folgende Beispiel der Einkommen-
steuerentwicklung des Landwirtes 
Schlau zeigt das Problem.

Während in den Kalenderjahren 
(= Veranlagungszeitraum) 2013 
und 2014 aufgrund der vergange-
nen Wirtschaftsjahre hohe Gewin-
ne versteuert werden mussten, ha-
ben sich die Einkünfte in den Jah-

ren 2015 und erwartungsgemäß 
2016 erheblich reduziert.

Wurde die Einkommensteuerer-
klärung 2013 (letztmöglicher Ab-
gabezeitpunkt war der 31. Mai 
2015, mit Fristverlängerung gege-
benenfalls noch später) erst im Ka-
lenderjahr 2015 eingereicht, wird 
das Problem besonders deutlich:

●● Die im Kalenderjahr 2015 ein-
gereichte Einkommensteuererklä-
rung für 2013 führt dazu, dass in-
folge des Steuerbescheides die 
Nachzahlung für 2013 im Kalen-
derjahr 2015 fällig wird und ge-
zahlt werden muss. 

●● Die Vorauszahlungen für 2014, 
sofern diese noch nicht angepasst 

worden sind, werden in der Re-
gel nachträglich durch das Finanz-
amt auf Basis des Steuerbescheides 
2013 erhöht. 

●● Gleichzeitig werden für 2015 und 
2016 Vorauszahlungen auf Grund-
lage des Steuerbescheides 2013 
festgesetzt.

Bauer Schlau war mit seiner ver-
späteten Abgabe der Einkommen-
steuererklärung somit nur be-
grenzt „schlau“. Die kumulierten 
Steuerzahlungen treffen ihn nun 
während der Liquiditätskrise mit 
voller Wucht. Sinnvoll wäre es ge-
wesen, wenn die Steuererklärung 
2013 zeitnah abgegeben worden 
wäre oder Bauer Schlau einen An-
trag auf Heraufsetzung seiner Ein-
kommensteuervorauszahlungen 
gestellt hätte.

Antrag auf Steuerstundung 
beim Finanzamt

Die Finanzbehörden können An-
sprüche aus dem Steuerschuldver-
hältnis ganz oder teilweise stun-
den, wenn die Einziehung bei Fäl-
ligkeit eine erhebliche Härte für 
den Schuldner bedeuten würde 
und der Anspruch durch die Stun-
dung nicht gefährdet erscheint 
(§ 222 AO).

Aus der Formulierung „können“ 
ist abzuleiten, dass es sich um eine 
Ermessensvorschrift handelt. Es 
liegt im sachgerechten und billigen 

Ermessen des Finanzbe-
amten, dem Stundungs-
antrag des Steuerpflich-
tigen ganz oder teilwei-
se stattzugeben oder ihn 
abzulehnen.

Hierzu ein Hinweis: 
Eine Stundung der fälli-
gen Steuern kann nicht 
für Umsatzsteuer und 
Lohnsteuer gewährt wer-
den, denn diese Steuern 
werden nur treuhände-
risch verwaltet und müs-
sen direkt abgeführt wer-
den. 

Für die Gewährung ei-
ner Stundung muss eine 
erhebliche Härte beim 
Steuerpflichtigen vorlie-
gen. Diese kann sich aus 
persönlichen oder sachli-
chen Gründen ergeben.

Persönliche Stundungs-
gründe ergeben sich aus 
den persönlichen Ver-

hältnissen. Die Stundung aus per-
sönlichen Gründen wird zumeist 
zur Überbrückung einer vorüber-
gehenden finanziellen Notlage ge-
währt (Stundungsbedürftigkeit). 
Dies ist zum Beispiel gegeben, 
wenn der Steuerzahler durch die 
pünktliche Entrichtung der Steu-
ern in ernsthafte Zahlungsschwie-
rigkeiten käme. Die Notlage muss 
der Steuerzahler mit entsprechen-
den Belegen nachweisen. Dabei 
darf der Steuerschuldner die fi-
nanzielle Notlage aber nicht selbst 
schuldhaft herbeigeführt haben 
(Stundungswürdigkeit). Nur wenn 

Ungeplante Überraschungen vom Finanzamt können Unternehmen in Krisenzeiten 
zusätzlich stark belasten.� Fotos: landpixel

Eine rechtzeitige Steuerplanung 
kann Liquiditätsengpässe aufdecken.

Tabelle: Beispiel für eine steuerliche Entwicklung 2013 bis 
2016

Wirtschaftsjahr 2013/2014 2014/2015 2015/2016

Gewinn 150.000 100.000 30.000

Kalenderjahr 2013 2014 2015 2016

Einkünfte auf Land- und 
Forstwirtschaft*

150.000
∆

125.000 65.000 aus 15/16
15.000 

Plan 16/17 
10.000
25.000

Summe der Einkünfte 
Sonderausgaben

150.000
- 10.000

125.000
- 10.000

65.000 
-10.000

25.000
- 10.000

Einkommen ≙ zu 
versteuerndes Einkommen 

140.000 115.000 55.000 15.000

darauf Einkommensteuer 
lt. Grundtabelle ohne Soli- 
Zuschlag u. Kirchensteuer

54.804 40.061 14.838 1.275

∆ Annahme	 *aus Wirtschaftsjahren jeweils hälftige Zuordnung zum Kalenderjahr
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Stundungsbedürftigkeit und Stun­
dungswürdigkeit gleichzeitig vor­
liegen, kommt eine Stundung aus 
persönlichen Gründen in Betracht. 

Liegt Stundungswürdigkeit 
vor?

Im Hinblick auf Steuerzahlun­
gen für vergangene hohe Gewinne 
scheitert es häufig an dem Merk­
mal der vorliegenden Stundungs­
würdigkeit, denn das Finanzamt 
entgegnet entsprechenden An­
trägen in der Regel, dass der Steu­
erpflichtige hätte Vorsorge tref­
fen müssen und eine Steuerrückla­
ge hätte tätigen können. Denn je­
der sachverständige Bürger weiß, 
dass hohe Gewinne irgendwann zu 
Steuerzahlungen führen.

Einen Stundungsantrag damit 
zu begründen: „Die eingeräum­
ten Kontokorrentlinien sind ausge­
schöpft. Unsere Hausbank ist zur 
Gewährung weiterer Kreditmittel 
nicht bereit“, zieht ebenfalls nicht. 
Auch die Drohung: „Wenn ihr nicht 

stundet, gehe ich in Insolvenz, und 
ihr bekommt gar nichts“, geht ins 
Leere und ist ohne jegliche Aussicht 
auf Erfolg. Stundungsbedürftigkeit 
ist mit umfangreichen Unterlagen 
nachzuweisen, wie aktuellen Geld­
rückberichten, aktuellen Salden­
nachweisen oder einer Negativbe­
scheinigung der Hausbank (Doku­
ment von der Hausbank, aus dem 
sich ergibt, dass die Hausbank jeg­
liche Kreditanträge ablehnen wird).

Ein weiterer und wichtiger so­
genannter sachlicher Stundungs­
grund ist gegeben, wenn die fälli­
ge Steuer mit zu erwartenden Ge­
genansprüchen verrechnet werden 
kann. Dies wird auch als Verrech­
nungsstundung bezeichnet. Eine 
solche Stundungsmöglichkeit ist 
gegeben, wenn zwei Steuererklä­
rungen abgegeben werden und 
sich aus einer Erklärung eine Er­
stattung und aus der anderen eine 
Nachzahlung ergibt.

Die Steuerstundung ist jedoch 
nicht kostenlos. Das Finanzamt ver­
langt Stundungszinsen von 0,5 % 
für jeden Monat, in dem die Zah­
lung der Steuerschuld unterbleibt. 
Wer auf die Zahlungsaufforderung 
des Finanzamtes einfach nicht re­
agiert, riskiert Säumniszuschläge 
von 1 % pro Monat. So lohnt es sich 
auf jeden Fall, einen Stundungsan­
trag beim Finanzamt zu stellen, so­
fern er denn begründet ist und mit 
entsprechenden Nachweisen be­
legt werden kann.

Antrag auf Ratenzahlung 
beim Finanzamt

Auch die Steuerzahlung in Form 
von Raten ist eine Steuerstundung. 
Es kann daher sinnvoll sein, gleich 
im Stundungsantrag eine Raten­
zahlung zu beantragen. Das Fi­
nanzamt wird von der Tendenz 

her einem Stundungsantrag eher 
stattgeben, wenn der Steuerzah­
ler selbst einen Vorschlag zur Ra­
tenzahlung macht. Hinsichtlich der 
Verzinsung gelten für die Raten­
zahlung dieselben Zinsen wie für 
die Stundung. Auch bei der Raten­
zahlung werden 0,5 % Zinsen pro 
rückständigem Monat erhoben. 

Darlehen aufnehmen – 
eine Lösung?

Reicht die betriebliche und pri­
vate Liquidität nicht aus, ist zu prü­
fen, ob die Steuernachzahlung mit­
tels Darlehensaufnahme finanziert 
werden kann.

Mit der Bank kann eine ange­
passte Tilgungsstrategie verein­
bart werden. Man ist nicht auf die 
kurzfristigen Tilgungsforderungen 
im Zusammenhang mit Ratenzah­
lungsvereinbarungen des Finanz­
amtes angewiesen.

Des Weiteren sind Bankdarlehen 
in der Regel auch zinsgünstiger als 
„Kredite“ aus gestundeten Steu­
ern beim Finanzamt. Denn wäh­
rend das Finanzamt 6 % Zinsen pro 
Jahr (= 0,5 % pro Monat) berech­
net, dürfte bei der Bank ein güns­
tigerer Finanzierungszins zu errei­
chen sein.

Allerdings ist zu beachten, dass 
die Darlehenszinsen zur Refinan­
zierung von Steuerzahlungen nicht 
als Betriebsausgaben abziehbar 
sind. Aus diesem Grund sollte man 
natürlich vorrangig Investitionen 
fremdfinanzieren, um vorhande­
ne Liquiditätsreserven für Steuer­
zahlungen nutzen zu können.

Planung der 
Steuerzahlungen 

Bauer Schlau wäre richtig bera­
ten gewesen, wenn er in den Jah­

ren 2013/2014 seine Steuervoraus­
zahlungen aufgrund einer aktuel­
len Steuerplanung quasi als vor­
beugende Maßnahme angepasst 
hätte.

Denn das Finanzamt verlangt auf 
die Einkommensteuer unterjährig 
Vorauszahlungen, die bekann­
termaßen zum 10. März, 10. Juni, 
10. September und 10. Dezember 
zu entrichten sind. Die Vorauszah­
lungen sollen die Einkommensteu­
er vorwegnehmen, die für den lau­
fenden Veranlagungszeitraum vo­
raussichtlich geschuldet wird. Die 
Höhe der Vorauszahlungen be­
misst sich daher grundsätzlich nach 
der Einkommensteuer, die sich bei 
der letzten Steuerveranlagung er­
geben hat. Hinzu kommen Voraus­
zahlungen für Solidaritätszuschlag 
und Kirchensteuer.

Diese Vorgehensweise – das er­
kennt man sofort – unterstellt, 
dass die Einkommenssteuer des 
laufenden Jahres der Einkommen­
steuer des vorangegangenen Jah­
res entspricht. Dies ist oftmals der 
Fall, aber nicht in der gegenwärti­
gen Situation. Bei stark rückläufi­
gen Gewinnen geht das eben ge­
nannte Prinzip nicht auf. Aus die­
sem Grunde sind eigene Anträge 
auf Anpassung der Vorauszahlun­
gen auf die zu erwartende Steuer­
schuld auf Grundlage der aktuellen 
Einkünfte zu stellen.

Der Steuerpflichtige kann Herab­
setzung von Vorauszahlungen be­
antragen, wenn er eine niedrigere 
Jahressteuer glaubhaft macht. Das 
Glaubhaftmachen von niedrigeren 
Jahressteuern vollzieht sich in der 
Regel anhand von Geldrückberich­
ten, voraussichtlichen Gewinner­
mittlungen, Gewinnvorausschau­
en, Liquiditätsplänen und daraus 
abgeleiteten Gewinnen. Es ist also 
ein wenig Arbeit erforderlich, die 
sich aber lohnt, wenn es gelingt, 
die laufenden Steuervorauszahlun­
gen an die voraussichtliche Steuer­
schuld anzupassen.

Stefan Heins 
wetreu

FAZIT
In der Praxis sollte mehr auf 
die Steuerplanung geachtet 
werden. Denn sie liefert ei­
nen Beitrag zur Liquiditätssi­
cherung. Dabei müssen Land­
wirt, Wirtschaftsberater und 
Steuerberater als Team han­
deln und gemeinsam voraus­
schauend die steuerlichen Ver­
pflichtungen ermitteln.

Ein Gespräch mit dem Steuerberater kann helfen, die Steuerlast frühzeitig 
zu erkennen.

ZINSBAROMETER
Stand 22. Februar 2016
Die Zinsspannen am Kapital­
markt nehmen zu. Das Zinsba­
rometer bietet lediglich erste 
Anhaltspunkte zur aktuellen 
Kapitalmarktsituation (ohne 
Gewähr). Bei den gekenn­
zeichneten Zinssätzen können 
sich je nach persönlicher Ver­
handlungssituation deutliche 
Abweichungen ergeben.

Zinsen
Geldanlage� %
Festgeld 10.000 €,
3 Monate1) � 0,05 - 1,50

Kredite
Landwirtschaftliche Rentenbank2)

% effektiv
(Sonderkreditprogramm)
Maschinenfinanzierung
6 Jahre Laufzeit,
Zins 6 Jahre fest � 1,00
langfristige Darlehen
10 Jahre Laufzeit,
Zins 5 Jahre fest � 1,00
20 Jahre Laufzeit,
Zins 10 Jahre fest � 1,26

Baugeld-Topkonditionen3)

Zins 10 Jahre fest � 1,15 - 1,69
Zins 15 Jahre fest � 1,65 - 2,18

1) Marktausschnitt (100 % Einlagensicherung)
2) Zinssatz Preisklasse A, Margenaufschlag 
0,35 bis 2,85 %, je nach Bonität und Besiche­
rung (7 Preisklassen)
3) Quelle: www.capital.de	
	 (Spanne der Topkonditionen)


